
Erstgespräch   
Gesellschafter:in-Geschäftsführer:in 

für Gesellschafter:in-Geschäftsführer:in: 



1. Beherrschung im Steuerrecht (besondere Anforderungen für die Anerkennung)

GGF-Status 

nur ein:e Gesellschafter:in-Geschäftsführer:in 

             Kapitalanteil oder Stimmrecht größer 50 Prozent? 

mehrere Gesellschafter:innen-Geschäftsführer:innen 
ja         nein Kapital oder Stimmrecht eines einzelnen GGF größer 50 Prozent?          oder 

mehrere GGF mit jeweils 10 bis 50 Prozent und zusammen größer 50 Prozent bei gleich-

gerichteten Interesse (z.B. wollen sich beide GGF eine Pensionszusage erteilen)? 

beherrschend

ja         nein 

2. Beherrschung im Arbeitsrecht (kein Schutz durch den PSV a.G., sofern beherrschend) 

nur ein:e Gesellschafter:in-Geschäftsführer:in 

            Kapitalanteil oder Stimmrecht größer gleich 50 Prozent? 

mehrere Gesellschafter:innen-Geschäftsführer:innen 
ja         nein GGF hält Kapitalanteil oder Stimmrecht größer gleich 50 Prozent?          oder 

mehrere GGF mit jeweils 10 bis 50 Prozent und zusammen größer gleich 50 Prozent bei 

gleichgerichteten Interesse? jaja       nein

ja         nein 

3. Beherrschung im Sozialversicherungsrecht (keine SV-Pflicht, Kürzung des Höchstbetrags für die Basisversorgung)

            Kapitalanteil oder Stimmrecht größer gleich 50 Prozent? 

bei Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit1: verfügt GGF über Sperrminorität2?

bei Beschlussfassung mit einfacher Mehrheit:

ja       nein

ja         nein 

1 größer als 75 Prozent
2 mind. 25 Prozent 

ja       nein

ja       nein

ja       nein

jaja       nein

ja         nein 

ACHTUNG! Hierbei auch immer den sachlichen Geltungsbereich prüfen. Siehe hierzu auch die Merkblätter des Pensions-Sicherungs-Vereins aG -  

Merkblatt 300/M 1!     

ACHTUNG! Gegebenenfalls sollte die Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung angefragt werden. Vor allem bei dem Punkt "bei Beschluss- 
fassung mit einfacher Mehrheit" kommt es für die Frage, ob der:die GGF beherrschend ist, auf das Gesamtbild an. Das heißt, dass der:die GGF im  
Einzelfall auch dann im Ergebnis nicht beherrschend sein kann, wenn alle Fragen mit "ja" beantwortet wurden. Bei Neugründungen ab dem  
01.01.2005 ist das Statusverfahren bei der Clearingstelle obligatorisch. 

nicht beherrschendErgebnis:

beherrschend nicht beherrschendErgebnis:

beherrschend nicht beherrschend Ergebnis: 

- Kann GGF die Gesellschaft allein vertreten? 

- Ist der GGF vom Selbstkontrahierungsverbot des § 181 BGB befreit? 

- Kann der GGF Arbeitsort, -Zeit und -Leistung frei bestimmen? 

- Wird diese Vergütung im Falle der Arbeitsunfähigkeit nicht weitergezahlt?  

- Geht der GGF ein unternehmerisches Risiko (z.B. Darlehen an die Firma) ein? 

- Erhält der GGF keine monatlich gleichbleibende Vergütung für die Arbeitsleistung          
  (unabhängig von der Ertragslage der Gesellschaft)? 

ja        nein

ja        nein 



1. Gibt es einen arbeitsrechtlichen und steuerrechtlichen Rechtsanspruch?
a. Alle Verträge brauchen für ihre zivilrechtliche Wirksamkeit einen Gesellschafterbeschluss und sind schriftlich 

zu schließen.
b. Sind alle Unterschriften vorhanden?
c. Gibt es eine wirksame Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot des § 181 BGB?1

d. Gibt es einen Gesellschafterbeschluss für die Verpändung?
e. Gibt es einen wirksamen Anstellungsvertrag?

2. Ist die Zusage schriftlich und eindeutig?
a. Sind Art, Höhe und Voraussetzung der Leistung klar geregelt?
b. Unverfallbarkeit bei Ausscheiden: m/n-tel oder m/s-tel (bei bGGF)?
c. Anpassung

3. Ist die Zusage unabhängig von zukünftigen Gewinnen?

4. Liegen keine schädlichen Widerrufvorbehalte vor?2 

1 Voraussetzung ist die Genehmigung durch die Gesellschafterversammlung und der Eintrag ins Handelsregister

3Erdienbarkeit ist bei jeder Erhöhung zu prüfen (auch bei Einschluss von Hinterbliebenen- und Invaliditätsleistungen); nicht bGGF: 3 Jahre sofern insgesamt bis zur Altersleistung 12 Dienstjahre erbracht werden
4 Gehalt, Dienstwagen, 5-Jahresschnitt der Tantieme, DV- oder PK-Beiträge für AG finanzierte bAV, Arbeitgeberbeiträge für Pflichtmitgliedschaft in der Sozialversicherung 
5 Kapitalleistungen sind mit 10 Prozent ihres Betrages als laufende Jahresrente zu berücksichtigen (z.B. AXA Unterstützungskasse)

2. Stufe - Wird die Zusage steuerlich anerkannt?
1. Ernsthaftigkeit der Zusage

a. Pensionsalter
i. Zusage mit einem Rentenalter von weniger als 62 Jahren (bGGF 67 Jahren) i.d.R. nicht ernsthaft
ii. sollte der Regelaltersrente entsprechen, außer aus dem Beruf ergibt sich etwas anderes (z.B. Pilot)

b. kein grundloser Verzicht
c. keine Willkür

2. Finanzierbarkeit der Zusage
a. Anwartschaft darf nicht zur insolvenzrechtlichen Überschuldung führen
b. getrennte Prüfung der Bestandteile Alter, Tod und Invalidität

3. Erdienbarkeit der Zusage

4. Nachzahlungsverbot

a. Wurde die 75%-Grenze der Aktivbezüge4 eingehalten - gRV + bAV5 ohne EU?
b. keine Nur-Pensionszusage (Ausnahme: echte Entgeltumwandlung) 

c. Gesamtvergütung hält Fremdvergleich statt 

6. Angemessenheit 

a. für den Gesellschafter: 2-3 Jahre (ggf. bereits bei anderem Unternehmen erprobt?) 

b. für die Gesellschaft: mindestens 5 Jahre (Ausnahmen: Wechsel der Gesellschaftsform, Management-Buy-Out, Betriebsübergang nach § 613a BGB, etc.) 

5. Probezeit eingehalten? 

a. Grundsätzlich darf aus steuerlicher Sicht für den bGGF nur für zukünftige Dienste eine Vergütung vereinbart werden 

a. Restdienstzeit 10 Jahre3 

b. alternativ bei nicht beherrschendem GGF: Restdienstzeit 3 Jahre plus 12 Jahre Betriebszugehörigkeit 
c. Zusage muss vor dem 60. Lebensjahr erteilt werden 

2 unschädlicher Vorbehalte sind in R 6a Abs. 4 EStR beschrieben

Steurrechtliche Anerkennung

1. Stufe - Ist die Bildung von Rückstellungen zulässig?



1. maßgebende Aktivbezüge

     mtl. Aktivlohn

+ Summe der Tantiemen der letzten 5 Jahre

=  Gesamtentgelt

- mtl. Entgeltumwandlung

=  maßgebende Aktivbezüge

jährlich

2. bestehende Ansprüche und Zusagen

    gesetzliche Rente

  berufsständische Versorgungen 

    Rente aus AG-finanzierter U-Kasse     

    Rente aus AG-finanzierter Pensionszusage

    Direktversicherung 

    Pensionskasse 

    Kapital aus bAV5 

jährlich

=  bestehende Ansprüche und Zusagen

3. Über- bzw. Unterversorgung

  Maximalversorgung 
     (75% der maßgebenden Aktivbezüge)

jährlichmonatlich

- bestehende Ansprüche und Zusagen

- Über- bzw. Unterversorgung
(rot = Überversorgung)

4. Wie viel soll aufgewendet werden?

monatlich Zuzahlung

Beherrschenden GGF wird unterstellt, das die Überversorgung gesellschaftlich veranlasst ist. Die Finanzbehörden gehen von einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) aus. Die vGA  
führt zu Einkünften aus Kapitalvermögen des:der Gesellschafter:in und unterliegt der Einkommensteuer. Die Kapitalgesellschaft muss dann 25 % Kapitalertragsteuer auf die vGA 
einbehalten und an ihr zuständiges Finanzamt abführen. 

Angemessenheitsprüfung 
Rechtsfolgen: 
Werden bei dem:der nicht beteiligten Angestellten (bzw.des:der nicht beherrschenden Gesellschafter:in‐Geschäftsführer:in) die Betriebsausgaben nicht in voller Höhe anerkannt, so   
wird der nicht anerkannte Teil außerbilanziell in der Steuererklärung wieder hinzugerechnet. Dieser Vorgang löst beim versorgungsberechtigten Angestellten selbst keine Lohnsteuer‐ 
pflicht aus. 
Besonderheit: beherrschende:n Gesellschafter:in‐Geschäftsführer:in (GGF): 

5 Kapitalleistungen sind mit 10 Prozent ihres Betrages als laufende Jahresrente zu berücksichtigen (z.B. AXA Unterstützungskasse) 

AXA führt keine steuerliche Beratung durch! Die Inhalte und Auswirkungen sind von einem Steuerberater zu prüfen.  
Die ermittelten Werte basieren auf den zur Zeit gültigen Bemessungsgrundlagen und dienen daher nur einer beispielhaften Veranschaulichung. Es wurden 
kalkulierte Werte aufgrund der Kundenangaben zugrunde gelegt. Die Informationen dienen lediglich als Besprechungsunterlagen, sie erheben weder den  
Anspruch auf Vollständigkeit noch Richtigkeit. Die Bewertungsergebnisse stellen Näherungswerte dar. Einige Sachverhalte sind vereinfacht abgebildet, um 
die Komplexität der Angemessenheitsprüfung und die damit verbundenen Anforderung an den Anwender gering zu halten. 



Notizen
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